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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bekämpfung betrügerischer Praktiken bei der Ein- und 
Ausfuhr von Agrarerzeugnissen im Bereich der EWG 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Feilermaier, Peters 
(Poppenbüll), Saxowski, Hirsch, Dr. Müller (Mündien), 
Helms, Dr. Haack, Zebisch und Genossen 
— Drucksache VI/439 — 


Die oben bezeichnete Kleine Anfrage beantworte ich namens 
der Bundesregierung wie folgt: 


1. a) Wie beurteilt die Bundesregierung die Arbeit der beim 
Ministerrat der EWG gebildeten „Sachverständigengruppe 
zur Bekämpfung betrügerischer Praktiken"? 


Die „Sachverständigengruppe zur Bekämpfung betrügerischer 
Praktiken" ist dreimal, zuletzt am 27. Juni 1968 zusammen- 
getreten. Ihre Aufgaben beschränkten sich im wesentlichen auf 
die Ausarbeitung von Vorschlägen zur Bekämpfung von Zu- 
widerhandlungen und Mißbräuchen. 

Die Sachverständigengruppe hat insoweit zufriedenstellend 
gearbeitet. Dazu ergab sich für ihre Teilnehmer die erwünschte 
Gelegenheit, Erfahrungen bei der Bekämpfung von Bereiche- 
rungen auszutauschen. 


b) Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, den Erfah- 
rungsaustausch in der erwähnten Sachverständigengruppe 
auch in Zukunft fortzusetzen? 


Die Bundesregierung ist der Meinung, daß ein regelmäßiger, 
offener Erfahrungsaustausch von Sachverständigen zur Bekämp- 
fung von Bereicherungen - — nicht nur von betrügerischen Prak- 
tiken — ■ nützlich wäre. 
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Die Sachverständigen sollten auf Grund ihrer Erfahrungen 
auch Gelegenheit haben, zu beabsichtigten Regelungen unter 
dem Gesichtspunkt ihrer Anfälligkeit für Bereicherungen Steh 
lung zu nehmen. 

Ich verweise jedoch in diesem Zusammenhang auf die Mittei- 
lung des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Ja- 
nuar 1969 an den Herrn Bundestagsabgeordneten Feilermaier 
(Rats-Dokument 73/69 — ASS 56). Nach diesem Dokument hielt 
die Kommission „Initiativen zu einer verstärkten Bekämpfung 
betrügerischer Praktiken" im damaligen Zeitpunkt für verfrüht. 


2. a) Wäre es nach Auffassung der Bundesregierung zweckmäßig, 
die Bekämpfung betrügerischer Praktiken bei der Ein- und 
Ausfuhr von Agrarerzeugnissen dadurch wirksamer zu 
gestalten, daß den Prüfern und Untersuchungsbeamten der 
einzelnen Länder das Recht gegeben wird, an Ort und Stelle 
zusammen mit den jeweils zuständigen Behörden in anderen 
Ländern der EWG Nachforschungen anzustellen? 


Der Befugnis von Beamten eines Mitgliedstaates, Nachforschun- 
gen in anderen EWG-Staaten anzustellen, steht bisher noch der 
Souveränitätsanspruch der Mitgliedstaaten entgegen. 

Eine Verpflichtung der Mitgliedstaaten, erforderliche Feststel- 
lungen auf Antrag eines anderen Mitgliedstaates zu treffen 
und mit dem Tatbestand vertrauten Beamten des beantragen- 
den Staates die Anwesenheit zu erlauben, sieht das EWG-Uber- 
einkommen vom 7. September 1967 (§ 14) grundsätzlich vor. 
Das Anwesenheitsrecht ist jedoch auf die Ermittlung und Fest- 
stellung von Zuwiderhandlungen beschränkt. 


b) Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, eine derartige 
Verbesserung der augenblicklichen Situation durch ein ent- 
sprechendes Übereinkommen zwischen den EWG-Mitglied- 
staaten zu erreichen, zumal mit der Errichtung einer zen- 
tralen Untersuchungsstelle in Brüssel in absehbarer Zeit 
offenbar nicht zu rechnen ist? 


Das Übereinkommen vom 7. September 1967 sieht weitgehende 
Möglichkeiten der gegenseitigen Unterstützung vor. Es ist zu 
erwarten, daß das Übereinkommen in absehbarer Zeit in Kraft 
tritt. Die Erfahrungen hinsichtlich der gegenseitigen Zusammen- 
arbeit nach Inkrafttreten des Übereinkommens werden zunächst 
abgewartet werden müssen. 


3. Was hält die Bundesregierung von dem Vorschlag, die für 
betrügerische Manipulationen besonders anfälligen Zonenzu- 
schläge bei Exporten in Drittländer außerhalb der EWG ganz 
zu beseitigen? 
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Eine Abschaffung der Zonenzuschläge würden den Export von 
Gemeinschaftswaren in entfernte Länder erschweren und u. U. 
sogar unmöglich machen. 
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4. Welche Länder haben bislang das Übereinkommen der Mitglied- 
Staaten der EWG vom 7. September 1967 über gegenseitige 
Unterstützung ihrer Zollverwaltungen ratifiziert? 


Die parlamentarische Behandlung des EWG-Übereinkommens 
vom 7. September 1967 ist in allen Mitgliedstaaten mit Aus- 
nahme Italiens abgeschlossen. Hinterlegt hat bisher nur Bel- 
gien die Ratifikationsurkunde. Die Hinterlegung der deutschen 
Ratifikationsurkunde ist in die Wege geleitet. Nach Artikel 24 
Abs. 2 des Übereinkommens tritt es für die Vertragsstaaten, 
die die Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde hinterlegt 
haben, am ersten Tag des dritten Monats nach der Hinterlegung 
der 2. Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde in Kraft. Für 
jeden Staat, der später ratifiziert oder genehmigt, tritt das 
Übereinkommen am ersten Tag des dritten Monats nach Hin- 
terlegung seiner Ratifikations- oder Genehmigungsurkunde 
in Kraft. 


5. d) Wieviel Prüfer sind in der außenwirtschaftlichen Über- 
wachung (einschließlich des Verkehr mit Waren, die EWG- 
Marktordnungen unterliegen) bei den Oberfinanzdirektionen 
tätig? 


Die Prüfungen dienen der nachträglichen Kontrolle der ein- 
schlägigen Geschäfte. Sie ergänzen insoweit die Kontrolle der 
Abfertigungs- und Grenzzollstellen, des für die Gewährung 
der Erstattungen zuständigen Hauptzollamtes Hamburg-Jonas 
und der Marktordnungsstellen, soweit diese in das Erstattungs- 
verfahren eingeschaltet sind. 

Bei den Oberfinanzdirektionen waren am 1. Januar 1970 110 

Außenwirtschaftsprüfer eingesetzt. Diese besonders ausgebil- 
deten Prüfer führen jedoch nicht nur Marktordnungsprüfungen 
durch, sondern nehmen alle sich aus dem Außenwirtschafts- 
recht und im Bereich des Interzonenwirtschaftsverkehrs erge- 
benden Prüfungen wahr. 


b) Reichen die zur Zeit bestehenden Planstellen für Prüfer nach 
Auffassung der Bundesregierung aus? 


Es ist schwer, die notwendige Zahl der einzusetzenden Prüfer 
zu bestimmen. Im Gegensatz zu den Turnusprüfungen der 
Steuerverwaltung konnten die Außenwirtschaftsprüfer immer 
nur auf Schwerpunkte angesetzt werden. Ihre Hauptaufgabe 
besteht nicht so sehr darin, Grundlagen für Abschöpfungsnach- 
forderungen und Erstattungsrückforderungen, ggf. für die Ein- 
leitung von Bußgeld- oder Strafverfahren zu schaffen. Sie haben 
vor allem gleiche Wettbewerbsbedingungen zu sichern, wie sie 
der sozialen Marktwirtschaft entsprechen. Dabei setzt die Be- 
lastung der Wirtschaft durch sie der Zahl der durchzuführenden 
Prüfungen eine Grenze. 
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Schließlich ist auch weniger die Zahl als die ständig zu verbes- 
sernde Qualität der Prüfer entscheidend für das gesetzte Ziel. 

Das Bundesfinanzministerium hat sicher mit nur 110 Außen- 
wirtschaftsprüfern angesichts ihrer vielfältigen Aufgaben ein 
Vorbild personeller Ersparnis gesetzt. Dessen ungeachtet sollte 
die Zahl der Außenwirtschaftsprüfer durch Ausbildung vor- 
handener Beamter verstärkt werden. 


Für den Bundesminister 

Dr. Reischl 

Parlamentarischer Staatssekretär 
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